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Verweigerung des Besuchsrechts einer drogenabhängigen und delinquenten Mutter?
Sachverhalt

Frau C. (31-jährig), Mutter der gut 7-jährigen Sandra, ist seit mindestens 10 Jahren schwer drogenabhängig. Die Mutter lebt mit dem Vater zusammen. Dieser ist auch nicht in der Lage, Sandra zu pflegen und zu betreuen. Seit Herbst 1999 ist Sandra bei einer Sozialpädagogischen Grossfamilie untergebracht. Es besteht ein Obhutsentzug gem. Art. 310 Abs. 1 ZGB und eine Beistandschaft gem. Art. 308 Abs. 1 bis 3. 

Seit der Fremdplatzierung wurde der Kontakt zur Mutter und zum Vater (monatlich ein Nachmittag) mit viel Aufwand organisiert. D.h. die Mutter hatte sich jeweils am Morgen vor dem Kontakt mit Sandra einer Kontrolle beim Hausarzt zu unterziehen. Dieser meldete zurück, ob ein Kontakt der Mutter mit Sandra zu verantworten war. Die Kontakte werden von der Sozialpädagogischen Familienbegleitung begleitet. Die Mutter war in der Vergangenheit und bis heute sehr oft nicht präsent, entweder weil sie auf der Gasse ist oder im Strafvollzug. Die Kontakte fanden entweder mit beiden Eltern zusammen, oder mit dem Vater alleine statt. 

Den grössten Teil vom 2004 weilte Frau C. abwechslungsweise im Vollzug oder in div. Therapieeinrichtungen. Anfangs 2005 war sie wieder in U-Haft. Im Februar erfolgte wieder ein Eintritt in den Strafvollzug bis ca. Ende April 05. In der Folge kam es zu zwei Kontakten mit der Mutter, der eine verlief schlecht, da die vorgängige Kontrolle noch nicht neu organisiert war (es gibt kaum mehr einen Arzt, der Frau C. kontrollieren will, da sie in Praxen auch schon gestohlen hat). Seit Ende Juni bis ca. Ende September 05 ist Frau C. wieder im Strafvollzug.

 

Die Pflegeeltern berichten nun, dass das Verhalten von Sandra sich in der Zeit als die Mutter nicht präsent war, stark beruhigt hat, dass sie viel ausgeglichener ist. Die letzten Kontakte von Sandra zur Mutter, vor deren erneutem Eintritt in den Strafvollzug, brachten offenbar wieder sehr viel Unruhe bei Sandra. Diese Unruhe zeigt sich in aggressivem Verhalten gegenüber anderen, auch kleineren Kindern. 

 

Nun die Frage: ist es rechtlich möglich, die Kontakte zur Mutter einzustellen, bis die Mutter soweit stabil ist, dass man davon ausgehen kann, dass sie die Kontakte regelmässig wahrnimmt (ev. ist dies ja nie oder erst nach langer Zeit der Fall). Oder muss von den Pflegeeltern erwartet werden, dass sie die negativen Auswirkungen der unregelmässigen Kontakte auffangen. Die ganze Situation ist einerseits eine Belastung für Sandra (sonst würde sie nicht aggressiv reagieren) und anderseits auch eine erhebliche Belastung für die Grossfamilie. Die Kontakte zum Vater würden weiterhin erfolgen mit der Begleitung der SPF.

Hat die allfällige Einschränkung für die Mutter im Rahmen von Art. 308 Abs. 3 ZGB zu erfolgen?

 

Wie beurteilen Sie mein Anliegen

Erwägungen

1. Grundsätzlich scheint mir immer Vorsicht geboten mit der Kausalität von angeblich oder tatsächlich aggressivem Verhalten von Kindern, welche Beziehungswechseln ausgesetzt sind. Kinder können schon auf „harmlose“ Ortswechsel (z.B. nach Urlaub bei Grosseltern oder Freunden) gereizt reagieren und benötigen etwas Zeit, um sich jeweilen wieder zurecht zu finden. Gelassenheit, Verständnis und Geduld sind deshalb wichtige Ratgeber in solchen Situationen.
2. Aus rechtlicher Sicht ist es denkbar, ein Besuchsrecht einzuschränken, zu verweigern oder zu entziehen, wenn das Wohl des Kindes durch den persönlichen Verkehr gefährdet ist, wenn die Eltern ihn pflichtwidrig ausüben, sich nicht ernsthaft um das Kind kümmern oder andere wichtige Gründe vorliegen (Art. 274 Abs. 2 ZGB). Allerdings werden an die Verweigerung oder den Entzug des Rechts auf persönlichen Verkehr sehr hohe Anforderungen gestellt, weil das Menschenrecht auf Familie tangiert ist. Es kann sich immer nur um eine ultima ratio handeln, d.h. alle andern Möglichkeiten, der Gefährdung des Kindeswohls entgegen zu treten, haben versagt oder scheinen zum Vorneherein untauglich. Das Bundesgericht hat in der jüngsten Vergangenheit diese dem Verhältnismässigkeitsprinzip Rechnung tragende Praxis bestätigt und präzisiert, dass vor dem Entzug des Besuchsrechts die Möglichkeit des begleiteten Besuchsrechts oder die Besuchsrechtsausübung mit andern Auflagen zu prüfen ist (Entscheid des Bundesgerichts 5P.369/2004 vom 24. November 2004; BGE 127 III 295;122 III 404).
3. Im vorliegenden Fall scheint mir wichtig, die Bedingungen, denen das Kind bei den Kontakten mit seiner Mutter ausgesetzt ist, zu klären. Zudem ist das Kind anzuhören (vgl. Bundesgerichtsentscheid 5C.63/2005 vom 1. Juni 2005, welcher als Schwelle das vollendete 6. Altersjahr im Sinne einer Richtlinie festlegt). Gestützt auf die gewonnenen Erkenntnisse sind Möglichkeiten zu prüfen, wie künftig Turbulenzen vermieden werden können (Auflagen, Überwachung etc).
4. Eine Verweigerung des Besuchsrechts gestützt auf Art. 308 Abs. 3 ZGB ist nicht möglich. Die Verweigerung des Besuchsrechts liegt im alleinigen Kompetenzbereich der Vormundschaftsbehörde resp. des Gerichts (in eherechtlichen Verfahren), vergl. Art. 274 Abs. 2 ZGB i.V.m. Art. 315a und 315b ZGB. Was denkbar ist: Eine klare Fixierung von Auflagen zur Ausübung des Besuchsrechts und die Kompetenz respektive Pflicht des Beistandes, bei Fehlen der festgelegten Voraussetzungen das Kind der Mutter nicht zu überlassen (Beispiel: Die Mutter hat in nichtalkoholisiertem Zustand zu erscheinen und sich des Alkoholkonsums während der Besuchsrechtsausübung zu enthalten).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 3. August 2005
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